
blems heran, wie auch in unserer Strafrechtspraxis (ein
schließlich der Gesetzgebung) der demokratische Zen
tralismus als grundlegendes Entwicklungsprinzip der 
sozialistischen Staatsmacht und ihres Rechts wirkt und 
weiter zu entfalten ist und wie — von der hier angedeu
teten Konzeption ausgehend — im Strafrecht die Einheit 
von Gesetzlichkeit und Parteilichkeit begriffen und so
wohl praktisch wie auch theoretisch entwickelt werden 
muß. Denn die Parteilichkeit unserer Strafrechtspraxis 
kann eben nicht — wovon zum Beispiel bei Analysen 
der Rechtsprechung nicht selten ausgangen wurde — an 
der bloßen Abfassung der Strafurteile gemessen werden, 
sondern letztlich nur daran, ob und in welchem Maße 
diese Praxis im ganzen und im Einzelfall bewußt und 
tatsächlich zur Verwirklichung der vom Arbeiter-und- 
Bauern-Staat gestellten Aufgaben im jeweiligen Bereich 
beigetragen hat.

Es kommt also darauf an, theoretisch die Wege zu wei
sen, damit jedes Strafgesetz, jedes Strafverfahren, jedes 
Urteil, jede Strafe zu einem Akt der Politik unseres Ar
beiter-und-Bauern-Staates wird, mit dem er auf die ge
sellschaftliche Entwicklung und insbesondere auf die 
Bewußtseinsbildung der Massen bewußt verändernd im 
Sinne des Sozialismus Einfluß nimmt.

Quelle: „Staat und Recht“ 1959, S. 829.
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Aus: Schumann u. a., „Die Anleitung der Gerichte der 
Deutschen Demokratischen Republik durch die 
zentralen Justizorgane“

... Die sozialistische Gesetzlichkeit kann nur eine einheit
liche, für die ganze Republik in strenger Verbindlichkeit 
geltende Gesetzlichkeit sein, die die objektiven Not
wendigkeiten der sozialistischen Umwälzung durchsetzt, 
wie sie sich aus den zentralen Beschlüssen und Doku
menten der SED sowie aus den Gesetzen und Beschlüs
sen der Staatsmacht, insbesondere aus den Wirtschafts
plänen für bestimmte Bereiche des sozialistischen Auf
baus ergeben. Die sozialistische Gesetzlichkeit muß lau
fend die Gesetzmäßigkeiten in sich aufnehmen, sie kann 
ihrer Natur nach nichts Unveränderliches, kein in seiner 
Entwicklung abgeschlossener Zustand sein, sondern muß 
von dem jeweiligen, durch die objektiven Gesetzmäßig
keiten und das politische Bewußtsein der Werktätigen 
bedingten Entwicklungszustand ausgehen und seiner 
weiteren Entwicklung Rechnung tragen. Das entspricht 
dem Wesen des sozialistischen Rechts, das im Gegensatz 
zum bürgerlichen Recht nicht die Aufgabe hat, eine be
stehende ökonomische und politische Ordnung zu kon
servieren und jede weitere Entwicklung der Gesellschaft 
zu verhindern, sondern Hebel für eine ständige Weiter
entwicklung der Gesellschaft sein muß. So wie das sozia
listische Recht von den Erkenntnissen ausgehen muß, die 
die Partei der Arbeiterklasse in bewußter und wissen
schaftlicher Voraussicht der Entwicklungstendenzen der 
objektiven Gesetze erwirbt, muß auch die sozialistische 
Rechtsanwendung durch die Gerichte von diesen Er
kenntnissen getragen sein. Jede Entscheidung muß der 
Verwirklichung der objektiven Notwendigkeiten der 
sozialistischen Umwälzung dienen. Darin allein kommt 
die Parteilichkeit der Rechtsprechung zum Ausdruck; 
außerhalb dieser Gesetzmäßigkeiten kann es keine par
teiliche Rechtsprechung geben.

Quelle: „Staat und Recht“ 19(50, S. 1634.
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Aus: Fassunge und Hänsel (Mitarbeiter beim Zentral
komitee der SED), „Die Erziehungsarbeit in den 
Parteiorganisationen — Voraussetzung für eine 
Wende in der Arbeit der Justizorgane“

Deshalb gibt es noch immer Entscheidungen, die nicht 
vom Inhalt unserer Gesetze und von den politischen 
und ökonomischen Hauptaufgaben unseres Staates aus
gehen. Solche politisch falschen Entscheidungen fördern 
nicht die gesellschaftliche Entwicklung und das sozia
listische Bewußtsein der Werktätigen in der Deutschen 
Demokratischen Republik. So verurteilte ein Kreis
gericht einen Rückkehrer wegen einer in Westdeutsch
land begangenen Unterschlagung deshalb, weil, wie es 
im Urteil wörtlich heißt, „bei dem Angeklagten davon 
auszugehen war, daß strafbare Handlungen, auch wenn 
sie nicht selbst im Gebiet der DDR, sondern in einem an
deren Lande, wie in der Deutschen Bundesrepublik, be
gangen werden, auf Verlangen der zuständigen Be
hörden genauso verfolgt und mit den Mitteln des Straf
rechts unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates behandelt 
werden“. Und weiter wird ausgeführt: „ ... gerade im 
Hinblick auf die Rechtssicherheit in ganz Deutschland 
kann es noch nicht geduldet werden, daß Bürger der 
DDR sich an fremdem Eigentum vergreifen und dieses 
sich rechtswidrig zueignen“.
Bei dem Rückkehrer handelte es sich um einen Hilfs
arbeiter, der auf Grund seiner Verdienstverhältnisse in 
Westdeutschland gezwungen war, Kleidungsstücke auf 
Abzahlung zu kaufen, aber durch die in Westdeutschland 
herrschenden Verhältnisse keine Rückzahlungsmöglich
keit hatte. Über die in Westdeutschland herrschenden 
kapitalistischen Verhältnisse wurde im Urteil kein Wort 
geschrieben. Wäre es nicht notwendig gewesen, daß der 
Richter in der Begründung dargelegt hätte, welche Fol
gen eintreten, wenn im westdeutschen Wirtschafts
wunderland ein Arbeiter, der arbeitslos ist, Abzahlungs
geschäfte eingeht? Hätte er sich damit auseinander
gesetzt, wäre ihm auch klar geworden, daß es nicht dar
um geht, dem Strafverlangen westdeutscher Behörden 
Rechnung zu tragen, wenn damit ihre kapitalistischen 
Machenschaften zur Unterdrückung der Arbeiterklasse 
unterstützt werden.

Ein solches formal-juristisches Herangehen an die 
Klassenfrage des Rechts ist unmarxistisch. Der Marxis
mus-Leninismus lehrt, daß jedes Recht Klassenrecht ist 
und daß das sozialistische Recht im Gegensatz zum ka
pitalistischen Recht den Arbeiter von den kapitalisti
schen Fesseln befreit, ihn nicht unterdrückt und zu 
einem staatsbewußten Bürger erzieht. Man kann daher 
nicht davon sprechen, daß es bei Bestehen zweier deut
scher Staaten mit unterschiedlicher Gesellschaftsord
nung eine „einheitliche Rechtssicherheit“ in ganz 
Deutschland gibt. Eine solche Auffassung führt nicht nur 
zu einer Verwischung der Klassenverhältnisse, sondern 
wirkt sich auch schädlich auf die Bewußtseinbildung der 
Werktätigen aus.

Quelle: „Neue Justiz“ 1960, S. 387.

Angesichts der Bedeutung, die die kommunistische Par
tei (SED) als „Vortrupp der Arbeiterklasse“ für den 
gesamten Staatsapparat hat (vgl. Abschn. I dieser 
Sammlung), ist es fast selbstverständlich, daß die Be
schlüsse dieser Partei auch von entscheidender Be
deutung für das Recht und die Justiz sein müssen. Die 
Parteibeschlüsse werden zum Fundament für das 
sozialistische Recht. Mit anderen Worten: Nur das 
kann Rechtens sein, was mit den Parteibeschlüssen in 
Einklang steht. Unkenntnis oder falsche Auslegung von 
Beschlüssen der Partei und Regierung können infolge-
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